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„Context matters!“ – Eine empirische Analyse 
der strukturellen Herausforderungen 
vertraglicher Kooperationen zwischen Staat und 
Privaten in der inneren Sicherheit  

Zusammenfassung 
Angesichts neuer komplexer Bedrohungslagen hat
sich mit der Lösungsformel der „vernetzten Si-
cherheit“ die Überzeugung durchgesetzt, dass ne-
ben staatlichen auch private Akteure in die Ge-
währleistung der inneren Sicherheit eingebunden
werden müssen. Ausdruck findet dies in der zu-
nehmenden Verbreitung vertraglicher Auslagerun-
gen von Sicherheitsleistungen. Damit einhergehen-
de Probleme werden jedoch häufig ausgeblendet.
Vor diesem Hintergrund untersucht der vorliegen-
de Beitrag empirisch die Frage, vor welchen struk-
turellen Herausforderungen vertragliche Koopera-
tionen von Sicherheitsbehörden mit privaten Si-
cherheitsdienstleistern stehen. Mittels qualitativer
Fallstudienanalysen werden dabei folgende Kon-
textspezifika des Aufgabenfeldes „Innere Sicher-
heit“ explorativ hergeleitet und deren Folgen für
die Kooperationspraxis analysiert: (1) Hoher Prob-
lemdruck, (2) Funktionale Intransparenz, (3) Ge-
ringe Fehlertoleranz, (4) Defizitäre Leistungserfas-
sung und (5) Komplexe Netzwerkstrukturen. Die
Studie liefert Anregungen für weitergehende Ana-
lysen über Herausforderungen vertraglicher Ko-
operationen in der inneren Sicherheit sowie praxis-
relevante Erkenntnisse über die Hintergründe sys-
temisch bedingter Problemkonstellationen. Gleich-
zeitig verdeutlicht sie, wie unerlässlich politikfeld-
spezifische Kontextualisierungen für das Verständ-
nis öffentlich-privater Kooperationen sind.  
 
Schlagworte: Sicherheitspolitik; Security Gover-
nance; Auslagerung; Contracting Out; Öffentlich-
private Kooperationen 

 Abstract 
„Context matters!” – An empirical analysis of 
structural challenges of public-private coopera-
tions in internal security 
In view of new complex security threats, the para-
digm of “networked security” has established the 
idea that both state and private sector actors must
be involved in ensuring internal security. This is
reflected in an increasing diffusion of cooperations
between public sector organisations and private se-
curity services. This article deals with the chal-
lenges of cooperation practices in internal security.
It shows empirically that structural characteristics
of this field pose specific challenges to cooperation 
beyond the general problems of public-private 
partnerships. By doing so, it is stressed how im-
portant it is to take the specific contexts of public-
private partnerships into account. For practitioners,
the study provides important insights into the
background of recurring problems of public-private 
cooperations in internal security. 
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1 Einleitung1 

Neue Bedrohungslagen durch Terrorismus, organisierte Kriminalität oder Cyber-An-
griffe sowie gestiegene gesellschaftliche Bedürfnisse führen Sicherheitsbehörden in 
Bund, Ländern und Kommunen zunehmend an die Grenzen ihrer Handlungsfähigkeit. 
In Anbetracht dessen hat sich mit der Lösungsformel der „vernetzten Sicherheit“ die 
Vorstellung etabliert, dass neben staatlichen auch nicht-staatliche Akteure in die Ge-
währleistung innerer Sicherheit eingebunden werden müssen (Stegmaier & Feltes, 
2008). Hauptprofiteure dieser Entwicklung sind private Sicherheitsdienstleister, zu de-
ren Umsatzwachstum der vergangenen Jahre der öffentliche Sektor einen wesentlichen 
Beitrag leistete. Beispiele wie die private Bewachung von Flüchtlingsunterkünften, die 
Teilprivatisierung von Justizvollzugsanstalten oder gemeinsame Streifengänge im öf-
fentlichen Nahverkehr verdeutlichen, dass der Staat auf vielfältige Weise vertragliche 
Kooperationen mit Unternehmen aus dem Dienstleistungsspektrum der privaten Si-
cherheitswirtschaft eingeht (Daase & Deitelhoff, 2013).2 Wenngleich sich die öffentli-
che Hand hierdurch Kosteneinsparungen und Effizienz- bzw. Synergiegewinne ver-
spricht, stehen Behörden der Zusammenarbeit mit Sicherheitsdienstleistern bisweilen 
zurückhaltend gegenüber. Diese Skepsis scheint angesichts der Vielzahl öffentlich ge-
wordener Skandale auch nicht unbegründet. Im Rahmen der medialen Berichterstat-
tung über das Fehlverhalten von Dienstleistern wird allerdings fast schon reflexhaft 
einseitig auf deren Qualifikationsdefizite verwiesen. Wenngleich das Ausbildungsni-
veau der privat Beschäftigten zweifelsohne von zentraler Bedeutung ist, greift diese 
monokausale Erklärung in der Regel zu kurz. 

Von dieser Annahme ausgehend versucht der vorliegende Beitrag eine alternative 
Antwort auf die Frage zu geben, warum vertragsbasierte Kooperationen in der inneren 
Sicherheit besonders problemanfällig sind. Die Ausgangsthese hierzu lautet, dass spe-
zifische Merkmale des besagten Aufgabenfeldes die Zusammenarbeit zwischen staatli-
chen und privaten Sicherheitsakteuren vor besondere strukturelle Herausforderungen 
stellen. Um dies empirisch zu untersuchen, werden unter Rückgriff auf in Fallstudien-
analysen gewonnene Interviewdaten explorativ verschiedene sektorspezifische Prob-
lemkonstellationen herausgearbeitet und in ihren Folgen analysiert. Denn auch wenn 
vertragliche Kooperationen in der inneren Sicherheit eine zunehmende Verbreitung er-
fahren (Daase & Deitelhoff, 2013), steht eine empirische Anwendung des allgemeinen 
Forschungsstandes zu deren Erfolgsfaktoren und Herausforderungen auf dieses spezifi-
sche Politikfeld noch aus – und das, obwohl in der Übertragung von Aufgaben an pri-
vate Akteure in diesem Feld ein „qualitativ anderer Vorgang“ (van den Brink & Kaiser, 
2007, S. 5) gesehen wird als in analogen Privatisierungsentwicklungen in anderen Poli-
tikfeldern. Die daraus resultierende Aufmerksamkeit führt bislang jedoch vor allem zu 
einer normativen Einordnung der Rechtmäßigkeit, der Legitimität und der potentiellen 
Folgen dieser Entwicklung (Fuchs, 2012). Dies gilt sowohl für rechtswissenschaftliche 
Abhandlungen, die vor allem die rechtlichen Möglichkeiten und Grenzen der Privati-
sierung von Sicherheitsaufgaben reflektieren (siehe u. a. Schoch, 2009), als auch in 
weiten Teilen für die politik- und verwaltungswissenschaftliche Aufarbeitung dieser 
Entwicklung (Schneiker, 2015; Daase & Deitelhoff, 2013). Die Beschäftigung mit der 
Frage, ob der Staat private Akteure einbeziehen soll, um die innere Sicherheit zu ge-
währleisten, lässt die ebenso entscheidende Frage nach dem Wie der Kooperation leicht 
aus dem Blickfeld geraten. Die vorliegende Studie adressiert die daraus resultierende 
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Forschungslücke und zielt gleichzeitig darauf ab, bei Praktikerinnen und Praktikern ein 
Bewusstsein für die Herausforderungen der Kooperationspraxis zu schaffen.  

Zur Vorgehensweise: Zunächst wird die Bandbreite vertraglicher öffentlich-priva-
ter Kooperationen anhand eines theoretischen Rahmens aufgezeigt und mit dem Poli-
tikfeld der inneren Sicherheit verknüpft (2.). Im Anschluss folgt eine Darlegung des 
methodischen Vorgehens (3.), bevor anhand empirischer Daten exemplarisch spezifi-
sche Problemkonstellationen vertraglicher Kooperationen in der inneren Sicherheit 
aufgezeigt und deren Folgen diskutiert werden (4.). Abschließend werden die wesentli-
chen Erkenntnisse zusammengefasst (5.). 

2 Vertragliche Kooperationen zwischen Staat und Privat – eine 
konzeptuelle Annäherung 

Vertragliche Kooperationsbeziehungen zwischen staatlichen und nicht-staatlichen Akt-
euren sind Ausdruck des Wandels vom Leistungs- zum Gewährleistungsstaat. Der 
Staat entzieht sich heute bei einzelnen öffentlichen Aufgaben der direkten Vollzugsver-
antwortung, überantwortet diese privaten Akteuren und nimmt sodann allein die Ge-
währleistungs- bzw. Finanzierungsverantwortung wahr (Reichard, 2004). Unter dem 
Sammelbegriff „Auslagerung“ wird in diesem Zusammenhang die Einbindung von 
Dritten in den Prozess der Erbringung von Kernleistungen der öffentlichen Verwaltung 
(oder Teilen davon) verstanden (Meir & Baumberger, 2005). Sämtliche Auslagerungs-
prozesse beruhen in der Regel auf mehr oder weniger detaillierten Verträgen, welche 
die Arbeits- bzw. Verantwortungsteilung zwischen Staat und Privat im Rahmen inter-
organisationaler Zusammenarbeit auf formaler Ebene abbilden. 

Die vertraglichen Kooperationsbeziehungen zwischen öffentlicher Verwaltung und 
privaten Sicherheitsdienstleistern lassen sich konzeptuell anhand eines Merkmalsras-
ters einordnen (ebd.), mit dem der Grad der Auslagerung anhand der Leistungstiefe be-
stimmt werden kann (siehe Tabelle 1). Die Leistungstiefe wiederum wird über die bei-
den Kriterien der strategischen Relevanz und der Spezifität operationalisiert (Naschold, 
Budäus & Jann, 1996). Die strategische Relevanz einer Verwaltungsleistung gibt an, 
ob deren Realisierung wesentlich für die Erfüllung politisch bedeutsamer Ziele ist und 
deren Auslagerung folglich das Risiko erhöht, diese Staatsziele nicht zu erreichen 
(ebd.). Die Spezifität einer Verwaltungsleistung beschreibt, inwieweit diese aufgrund 
vorhandener Fähigkeiten, Ressourcen und Prozesse nur von der Verwaltungseinheit 
selbst hergestellt werden kann und somit nicht substituierbar ist (z. B. militärischer 
Nachrichtendienst) (Meir & Baumberger, 2005, S. 4). 
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Tabelle 1: Merkmalsraster zur Einordnung vertraglicher Auslagerungen  

 Strategische Relevanz 

Sp
ez

ifi
tä

t 

 tief hoch 

hoch Abbau der Leistung Eigenerstellung 

mittel ‒ Vertrags-ÖPP 
(Complex Contracting Out) 

tief Outsourcing oder Abbau der Leistung Contracting Out 

Quelle: Eigene Darstellung, adaptiert nach Meir & Baumberger, 2005, S. 4. 
 
Auch wenn das Outsourcing3 eine weit verbreitete Variante der Auslagerung darstellt, 
beschränkt sich der Beitrag im Folgenden auf die Formen des Contracting Out sowie 
der vertraglichen öffentlich-privaten Partnerschaft (Vertrags-ÖPP bzw. Complex 
Contracting Out4). Ursächlich hierfür ist, dass der Forschungsschwerpunkt auf den 
Auswirkungen des Tätigkeitsfeldes der inneren Sicherheit auf die öffentlich-private 
Zusammenarbeit liegt. In diesem Zusammenhang sind insbesondere die Kernleistungen 
von Sicherheitsbehörden und weniger die für das Outsourcing charakteristischen Un-
terstützungsprozesse allgemeiner Verwaltungseinheiten von Interesse. Hinsichtlich der 
Auslagerung der Kernleistungen von Sicherheitsbehörden lassen sich mit dem Contrac-
ting Out und der Vertrags-ÖPP zwei Formen unterscheiden. 

Beim Contracting Out werden die Leistungen durch Dritte und ohne weitere Ver-
arbeitung durch die Verwaltung direkt an den Leistungsbezieher abgegeben (ebd.). 
Diese Form zeichnet sich durch eine gut strukturierte Ausgangssituation für Aus-
tauschbeziehungen aus, in der Kosten, Leistungen und Risiken relativ genau bestimmt 
werden können (Budäus & Grüb, 2008, S. 40). Bezogen auf das Tätigkeitsfeld der in-
neren Sicherheit ist dies etwa dann der Fall, wenn eine Behörde ein Sicherheitsunter-
nehmen mit der Begleitung eines Großraum- und Schwertransportes oder zum Schutz 
von öffentlichen Großveranstaltungen (z. B. Einlasskontrolle oder Ordnungsdienst) be-
auftragt. Die strategische Bedeutung der Leistung ist in diesen Fällen grundsätzlich hö-
her einzuschätzen als beim Outsourcing.  

Im Vergleich dazu sind vertragliche ÖPPs vereinbarte Kooperationen mit einer 
gemeinhin höheren Spezifität der Leistung, die ebenfalls durch Dritte und ohne weitere 
Verarbeitung direkt für den Leistungsadressaten erbracht wird.5 Die beteiligten öffent-
lichen und privaten Akteure sind dabei durch ein gemeinsames enges Vertragswerk 
und wechselseitige Konsultationen vergleichsweise eng miteinander verbunden. Die 
Ausgangslage zu Beginn der Zusammenarbeit ist im Gegensatz zum „klassischen“ 
Contracting Out gewissermaßen unsicher und die vertragsrechtlich basierte Kooperati-
on bedarf daher im Laufe der Zeit immer wieder einer Neujustierung (Sack, 2013; 
Ambrosius, 2013). Aufgrund der unvollständigen Verträge ist bei Vertrags-ÖPPs mit 
ungleich höheren Transaktionskosten durch einen gesteigerten Kooperations- und Ko-
ordinationsbedarf zu rechnen. Complex Contracting Out-Auslagerungen sind in der in-
neren Sicherheit beispielsweise in der Luftsicherheit zu beobachten. Private Sicher-
heitsdienstleister werden an deutschen Flughäfen in der Regel für sechs Jahre mit Ge-
päck- und Passagierkontrollen nach § 5 LuftSiG beauftragt. Der mittel- bis langfristige 
Zeithorizont sowie die dynamischen Veränderungen der Passagierzahlen und der tech-
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nologischen Infrastruktur führen dazu, dass im Vorfeld der Zusammenarbeit nicht alle 
Eventualitäten bedacht werden können und dementsprechend im Rahmen des relationa-
len Vertragswerks stetige Nachjustierungen stattfinden müssen.  

Grundsätzlich sollen alle vertragsbasierten Auslagerungen die Effizienz der Leis-
tungserbringung erhöhen und Synergieeffekte erschließen (Bauer, 2008). In Anbetracht 
der Attraktivität des zu erzielenden Nutzens geraten grundlegende Probleme und Her-
ausforderungen vertraglicher Kooperationen jedoch oftmals aus dem Blickfeld. Zu die-
sen zählen inhärente Zielkonflikte der Vertragspartner, Vertragsdefizite, strukturelle 
Informationsasymmetrien, das Problem der Performanzmessung sowie die Gefahr der 
Verantwortungsdiffusion (Budäus & Grüb, 2007; Ambrosius, 2013). 

Nach der „Theory of Agency“ (Ross, 1973) können diese Herausforderungen auf 
die zugrundeliegende Konstellation einer Prinzipal-Agent-Beziehung zurückgeführt 
werden. Demnach lassen sich derlei Vertragsbeziehungen als Auftragsverhältnisse 
konzeptualisieren, in der ein Auftraggeber (Prinzipal) auf Grundlage eines impliziten 
oder expliziten relationalen Vertrags Aufgaben und Entscheidungskompetenzen an ei-
nen Auftragnehmer (Agent) delegiert, um Eigeninteressen zu realisieren (Ebers & Got-
sch, 2006). Durch die Beauftragung werden dem Agenten zu Lasten des Prinzipals 
Spielräume für opportunistisches, nutzenmaximierendes Verhalten eingeräumt. Die 
damit einhergehenden Informationsasymmetrien zwischen den Partnern äußern sich in 
unterschiedlichen Problemkonstellationen, die das Handeln des Prinzipals erschweren 
können (siehe Tabelle 2). Zur Überwindung der Agenturprobleme müssen daher geeig-
nete Anreiz-, Kontroll- und Informationsmechanismen für die Zusammenarbeit gefun-
den werden, die allerdings auf beiden Seiten Agenturkosten6 verursachen (ebd.).  
 
Tabelle 2: Grundtypen von Agenturproblemen aus Sicht des Prinzipals 

 Problemphase Agenturproblem 

Hidden Characteristic 
Auswahl eines 

geeigneten Agenten 
Unvollständige Informationen über Leistungsfähigkeit 

und Eigenschaften des Agenten 

Hidden Intention Vertragsumsetzung 
Verborgene Absichten des Agenten 

(z. B. Ausnutzung von Vertragslücken) 

Hidden Knowledge Auftragsbearbeitung 
Ausnutzung von Expertenwissen durch den Agenten 

(z. B. über technologische Prozesse) 

Hidden Action Leistungsbewertung 
Ausnutzung fehlender Kontrollmöglichkeiten durch den Agenten 

(z. B. Vortäuschen von Leistungen) 

Quelle: Eigene Darstellung nach Ebers & Gotsch, 2006, S. 263f. 
 
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund dieses institutionenökonomischen theoretischen Zu-
gangs untersucht der vorliegende Beitrag empirisch die Auswirkungen spezifischer 
Kontextbedingungen vertraglicher Kooperationen zwischen öffentlicher Verwaltung 
und privaten Sicherheitsdienstleistern. Die durch das Tätigkeitsfeld der inneren Sicher-
heit bedingten Herausforderungen gelten dabei zunächst einmal unabhängig von der 
jeweiligen formalen Verfasstheit der Kooperation (also Contracting Out und Vertrags-
ÖPP), wobei einzelne Umweltfaktoren für die beiden Auslagerungsformen unter-
schiedlich relevant sein können. Eine diesbezüglich differenziertere Zuordnung erfolgt 
im Rahmen der Fallbetrachtung. 
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3 Methodisches Vorgehen 

Zur empirischen Untersuchung des Forschungsgegenstandes greift der Beitrag auf In-
terviewdaten zurück, die im Rahmen des Projektes „Die Ordnung des Sicherheitsmark-
tes (OSiMa)“ erhoben und qualitativ ausgewertet worden sind. So wurden im Zeitraum 
Oktober 2017 bis Juni 2018 insgesamt 17 halbstandardisierte Experteninterviews mit 
Beteiligten von sechs öffentlich-privaten Sicherheitskooperationen geführt, die im Ein-
zelnen mit der Erfüllung der folgenden sicherheitsrelevanten Aufgaben betraut sind:  
 
Tabelle 3: Übersicht der untersuchten Fälle 

Fall Nr. Verwaltungsleistung Rolle Staat Rolle Privat Form Dauer* 

1 

Durchführung von 
Passagier- u. Gepäck- 

kontrollen nach § 5  
LuftSiG 

Aufsichts- u.  
Steuerungsinstanz, 

Schutz der 
Kontrollstellen 

Operative  
Durchführung der 

Kontrollen 
Vertrags-ÖPP > 5 Jahre 

2 
Betrieb einer  

teilprivatisierten 
Justizvollzugsanstalt 

Aufsichts- und  
Steuerungsinstanz,  
Vollzug hoheitlicher 

Aufgaben 

Sicherheitshilfs-
leistungen (Pförtner-

dienst,Transport 
v. Gefangenen 

innerhalb der JVA) 

Vertrags-ÖPP 5 Jahre 

3 
Schutz des 
öffentlichen 

Personennahverkehrs 

Gemeinsame Bestreifung 
des städtischen 

Personennahverkehrs, 
Ausübung hoheitlicher 

Befugnisse 

Gemeinsame 
Bestreifung des 

städtischen 
Personen- 

nahverkehrs 

Vertrags-ÖPP > 5 Jahre 

4 

Begleitung von 
Großraum- u. 

Schwertransporten  
(GST) 

Aufsichts- u.  
Steuerungsinstanz 

Eigenständige 
Begleitung von  

GST 
Contracting Out 2,5 Jahre 

5 
Bestreifung des 

öffentlichen Raums 

Überprüfung der 
Informationen und ggf. 
hoheitliches Handeln 

Bestreifung des 
öffentl. Raums, 
Informations-
weitergabe 

Contracting Out 5 Jahre 

6 
Schutz öffentlicher 

Großveranstaltungen 
Planung und 
Steuerung 

Ordnungsdienst,  
Einlasskontrollen 

Contracting Out 3 Tage 

*Bisherige Kooperationsdauer zum Untersuchungszeitpunkt. 
Quelle: Eigene Darstellung.  
 
Die Auswahl der Fälle erfolgte mit dem Ziel der Varianzmaximierung entlang der Kri-
terien der Sicherheitsleistung, der Auslagerungsform und der Kooperationsdauer. So 
wurden pro Auslagerungsform jeweils drei Fälle untersucht. Den leitenden Vertreterin-
nen und Vertretern der öffentlichen als auch der privaten Kooperationspartner wurden 
leitfadengestützt Fragen zu den grundsätzlichen Zielen und Herausforderungen der 
Kooperation, zur Formalisierung der Zusammenarbeit, zur Koordination und zum In-
formationsaustausch, zur Kontrolle und Rechenschaftslegung, zum Krisenmanagement 
sowie zum Ressourceneinsatz gestellt. Die Interviews wurden regelgeleitet transkribiert 
und unter Verwendung eines aus deduktiver und induktiver Herangehensweise erarbei-
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teten Kodierschemas qualitativ-inhaltsanalytisch ausgewertet. Die vorliegende Analyse 
stützt sich insbesondere auf jene Interviewpassagen, in denen nach Maßgabe der kate-
gorienbasierten Vorauswertung der Einfluss des Tätigkeitsfeldes der inneren Sicherheit 
auf die öffentlich-private Zusammenarbeit zur Sprache kam. Aus Datenschutzgründen 
bleiben die befragten Organisationen und Personen dabei anonym.  

4 Strukturelle Herausforderungen vertraglicher Kooperationen 
in der inneren Sicherheit  

Vertragliche Kooperationen zwischen Staat und Privaten stehen vor großen Herausfor-
derungen: Ihnen sind latente Zielkonflikte ebenso inhärent wie Vertragsdefizite und 
strukturelle Informationsasymmetrien. Dies behindert zum einen die enge Koordination 
der Ziele, der Interessen und der Handlungspraktiken der beteiligten Akteure. Zum an-
deren hemmt dies den Aufbau einer Vertrauensbasis zwischen den Partnern. In diesem 
Zusammenhang lautet die Ausgangsthese des vorliegenden Beitrags, dass die spezifi-
schen strukturellen Merkmale des Aufgabenfelds der inneren Sicherheit die vertragli-
che Zusammenarbeit in den genannten Hinsichten zusätzlich belasten. In Anbetracht 
der Ergebnisse der qualitativen Inhaltsanalyse lassen sich hierbei die folgenden Kon-
textfaktoren der inneren Sicherheit als zentral herausstellen: (1) Hoher Problemdruck, 
(2) Funktionale Intransparenz, (3) Geringe Fehlertoleranz, (4) Defizitäre Leistungser-
fassung und (5) Komplexe Netzwerkstrukturen (siehe Abbildung 1). Diese fünf Aspek-
te werden im Folgenden genauer erläutert und anhand der Interviewdaten illustriert. 
Dabei wird gezeigt, dass sie die allgemeinen Herausforderungen vertraglicher Koope-
rationen verschärfen und die Funktionalität etablierter Problemlösungsmechanismen 
beeinträchtigen können. 
 
Abbildung 1: Kontextfaktoren vertraglicher Kooperationen in der inneren Sicherheit  

Quelle: Eigene Darstellung. 
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4.1 Hoher Problemdruck 

Der Erfolg vertraglicher Kooperationen zwischen öffentlicher Verwaltung und privaten 
Sicherheitsdienstleistern basiert im Wesentlichen auf einer engen und effizienten Ko-
ordination der Akteure. Im Vergleich zu anderen Aufgabenfeldern besteht in der inne-
ren Sicherheit jedoch ein erhöhter Problemdruck, der die wechselseitige Abstimmung 
von Handlungen erschwert bzw. zu einem erheblichen Mehraufwand führt. In den Ex-
perteninterviews wurden beispielsweise mehrfach die kurzen Reaktionszeiten bei si-
cherheitsrelevanten Vorfällen betont. Diese lassen in der Regel keine Handlungsverzö-
gerungen zu und erfordern auf der operativen Ebene kurzfristige Entscheidungen. 
Kommt es etwa an einem Flughafen zu einem Durchbrechen einer Kontrollstelle, muss 
sich das Sicherheitspersonal über seine Zuständigkeiten und Aufgaben instantan im 
Klaren sein. Dies führt dazu, dass bereits im Vorfeld ein hoher präventiver Koordinati-
onsaufwand betrieben werden muss. Ein öffentlich Beschäftigter einer teilprivatisierten 
Justizvollzugsanstalt berichtete in diesem Zusammenhang von umfangreichen Alar-
meinsatz- und Sicherungsplänen, welche die Abläufe bei einer Alarmauslösung in ein-
zelnen Sicherheitssektoren detailliert regelten. Die Erstellung der Pläne liege dabei 
grundsätzlich in hoheitlicher Verantwortung, wobei die privat Bediensteten bei der Er-
arbeitung mit eingebunden werden würden. Schließlich müssten diese die einzelnen 
Schritte im Notfall ebenso befolgen bzw. umsetzen (Fall 2, Interview 10). Die kurzen 
Reaktionszeiten bei sicherheitsrelevanten Vorfällen verschärfen insbesondere den öf-
fentlich-privaten Kooperationen eigenen Koordinationsaufwand und -bedarf. In ande-
ren Tätigkeitsfeldern müssen sich die Kooperationspartner bei vertraglichen Auslage-
rungen zwar ebenfalls wechselseitig abstimmen, allerdings können die zu koordinie-
renden Handlungen in der Regel relativ klar definiert werden. Entscheidungsparameter 
sind den Akteuren bekannt und es bleibt Zeit für interne Aushandlungsprozesse und 
den Abbau struktureller Informationsasymmetrien. Bei Kernleistungen öffentlicher Si-
cherheitsbehörden besteht hingegen häufig die Notwendigkeit, bereits präventiv tätig 
zu werden und unterschiedliche (kaum antizipierbare) Gefahrenszenarien zu durchden-
ken. Wie die Interviewpartnerinnen und -partner betonten, wird der daraus resultieren-
de Präventionsaufwand zu Beginn der Zusammenarbeit häufig als zu gering einge-
schätzt, was dazu führen kann, dass die realisierten Effizienzgewinne hinter den Erwar-
tungen zurückbleiben. Kurze Reaktionszeiten bei sicherheitsrelevanten Vorfällen be-
einflussen sowohl die Leistungserbringung im Rahmen von Contracting Out-Auslage-
rungen als auch Vertrags-ÖPPs.  

Auch der erhöhte Stresslevel der Beteiligten in Ausnahmesituationen erschwert 
laut der befragten Experteninnen und Experten die Zusammenarbeit. Schwere Krisen-
lagen können beim Sicherheitspersonal unkontrollierbare Reaktionen auslösen, wobei 
deren Intensität von der eigenen psychischen Widerstandsfähigkeit abhängt. Entschei-
dungen werden dann eher unter emotionalen als unter rationalen Gesichtspunkten ge-
troffen, was für die Krisenbewältigung fatale Folgen haben kann. Selbst vertraglich 
festgelegte Präventivmaßnahmen wie ein gemeinsames Risiko- und Krisenmanagement 
beugen irrationalem Verhalten dabei nicht vollständig vor. Amokläufe im öffentlichen 
Nahverkehr könnten laut Aussage eines Interviewpartners zwar im Vorhinein durchge-
spielt, aber nicht vollumfänglich antizipiert werden. Das läge hauptsächlich daran, dass 
sich die Situation im Krisenfall immer ganz anders darstelle, als man sie sich vorher 
vorgestellt habe (Fall 3, Interview 3). Sämtliche Auslagerungen in der inneren Sicher-
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heit sind im Vergleich zur Beauftragung Privater in anderen Tätigkeitsbereichen natur-
gemäß einem höheren Risiko für sicherheitsrelevante Vorfälle ausgesetzt, was einen 
präventiven Koordinationsaufwand verursacht. Bei anderen Verwaltungsleistungen, 
wie etwa Infrastrukturprojekten, fällt dieser aufgrund der geringeren Bedrohungslage 
in der Regel deutlich niedriger aus.  

Als dritter Teilaspekt des erhöhten Problemdrucks wurden die in der inneren Si-
cherheit häufig kurzen Planungszeiträume genannt. Besonders deutlich zeigen sich die 
daraus resultierenden Folgen an Flughäfen, an denen die Bundespolizei bzw. die Luft-
fahrtbehörden der Länder gemeinsam mit Sicherheitsdienstleistern für die Passagier- 
und Gepäckkontrollen zuständig sind. Zur Planung der Kontrollstunden sind beide 
Partner auf die Weiterleitung der Fluggastzahlen durch die Airlines und Flughafenbe-
treiber angewiesen. Erfolgt diese verzögert oder bleibt vollständig aus, können Progno-
sen über den Personalbedarf laut eines Interviewpartners aus dem öffentlichen Sektor 
erst verspätet erstellt werden: 

„Der Flughafen akquiriert neue Airlines. Woran er nicht denkt, ist, dass die Sicherheit mitwach-
sen muss und dass die Informationen rechtzeitig da sein müssen. Dann gehen sie schön an die 
Presse und dann heißt es: Jetzt fliegt So-und-So-Air täglich mit 500 Leuten da hin. Das sind 500 
Kontrollvorgänge. Die muss man erstmal stemmen und das erzählen die natürlich keinem Dienst-
leister […] Erst wenn es dann spruchreif ist, kommen sie mit einer Pressekonferenz raus und 
dann heißt es, nun so seht mal zu, dass ihr diese 500 Leute zusätzlich auch noch abfrühstückt“ 
(Fall 1, Interview 14). 
 

Die daraus resultierenden negativen Auswirkungen auf die Personalplanungen des 
Dienstleisters können dazu führen, dass im operativen Kontrollbetrieb stark nachge-
steuert werden muss und kurzfristig Personallücken zu schließen sind (siehe u. a. 
Schröder & Weinkopf, 2017; Thätner et al., 2017). Im schlimmsten Fall wird die ver-
tragliche Zusammenarbeit dadurch nachhaltig belastet, z. B. wenn nicht genügend 
Kontrollkräfte gestellt werden können und der staatliche Auftraggeber kurzfristig Ab-
hilfe schaffen muss. Insgesamt setzen die häufig kurzen Planungszeiträume sowohl den 
öffentlichen als auch den privaten Kooperationspartner bei der Leistungserbringung 
unter zeitlichen Druck. Abstimmungsprozesse müssen deutlich schneller abgeschlossen 
werden als das bei der Auslagerung anderer Verwaltungsleistungen der Fall ist, wo-
durch die Effektivität und Effizienz der Leistungserbringung leiden können und die 
Fehleranfälligkeit steigt. 

Zuletzt verwiesen die Interviewpartnerinnen und -partner auf die hohe mediale 
Aufmerksamkeit, die vertraglichen Auslagerungen in der inneren Sicherheit gezollt 
wird. Insbesondere der Schutz von Flüchtlingsunterkünften und die Passagier- und Ge-
päckkontrollen an deutschen Flughäfen stellen hierfür aktuelle Beispiele dar (Busse et 
al., 2018). Zeitweise erschienen nahezu täglich Berichte über das Fehlverhalten von 
privatem Sicherheitspersonal in diesen Aufgabenfeldern, das oftmals als Beleg für die 
Überforderung der gesamten Branche gedeutet wurde. Für die öffentlich-private Zu-
sammenarbeit kann sich hieraus eine Situation ergeben, in der die Beteiligten beson-
ders risikoavers agieren und bspw. Fehlentwicklungen nur zurückhaltend an den jewei-
ligen Partner weitergeben (siehe auch Kapitel 4.2) – mit entsprechenden negativen 
Folgen für die Koordination. Wie groß das mediale Interesse an Auslagerungen in der 
inneren Sicherheit ist – insbesondere dann, wenn diese nicht fehlerlos verlaufen – ver-
deutlicht folgende Interviewpassage eines öffentlich Bediensteten einer teilprivatisier-
ten Justizvollzugsanstalt:  
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„In der Aufbauphase war alles sehr politisch. Dann hat man gemerkt: OK, das läuft ganz rund da 
in der JVA, die großen Skandale bleiben aus. Dann waren wir politisch nicht mehr ganz so inte-
ressant. Gerade die regionale Öffentlichkeit hat eigentlich relativ lange auf uns geguckt. Weil 
man auch da immer gedacht hat: Naja, irgendwann passiert etwas. Als wir denen auch diesen Ge-
fallen nicht getan haben, […] hat man uns irgendwann machen lassen. Das ist eigentlich das Bes-
te, was Ihnen als JVA passieren kann. Denn Sie stehen nicht in der Zeitung. […] Sie stehen ei-
gentlich nie in der Zeitung mit: JVA liefert super Zahlen. Das werden Sie nicht lesen. Aber wenn 
was ist, dann stehen Sie auf Seite eins […]“ (Fall 2, Interview 10). 
 

Zusammenfassend zeigt sich, dass der vertraglich geregelte Aufgabenvollzug durch 
private Sicherheitsdienstleister durch zeitliche, psychisch-emotionale, logistische oder 
mediale Determinanten erschwert werden kann. Nach Auswertung der Interviews ist 
anzunehmen, dass sowohl Contracting Out-Auslagerungen als auch Vertrags-ÖPPs 
dem dargestellten Problemdruck unterliegen, dessen Einfluss auf die Zusammenarbeit 
tendenziell aber mit zunehmender Komplexität der vertraglichen Auslagerungsform 
steigt. Dies ist insofern plausibel, als dass sich als Contracting Out ausgelagerte Ver-
waltungsleistungen und deren Kosten, Leistungen und Risiken relativ genau bestim-
men lassen. Diese Leistungen hängen im Allgemeinen weniger stark von sich verän-
dernden externen Faktoren ab, werden zumeist nur kurzfristig an Private vergeben und 
gewähren den Kooperationspartnern nach Vertragsabschluss kaum nennenswerte Aus-
handlungsspielräume. All diese Faktoren führen dazu, dass der Problemdruck weniger 
stark auf die Zusammenarbeit einwirkt als im Fall von Vertrags-ÖPPs. Beispielsweise 
belasten kurze Planungszeiträume die öffentlich-private Zusammenarbeit vor allem 
dann, wenn diese wiederholt bewältigt werden müssen. Einmalige Beauftragungen sind 
durch ihre Exit-Optionen in dieser Hinsicht weniger problemanfällig. Im Ergebnis er-
geben sich für die Kooperationspartner je nach Intensität des Problemdrucks Rückwir-
kungen auf sämtliche Aspekte der formalen und informalen Zusammenarbeit (z. B. 
Koordination, Informationsaustausch, Leistungsmessung). 

4.2 Funktionale Intransparenz 

Für Vertragsbeziehungen zwischen öffentlicher Verwaltung und privaten Sicherheits-
dienstleistern stellt die Koordination von Handlungen eine der zentralen Herausforde-
rungen dar, die nur durch einen intensiven Informationsaustausch zu bewältigen ist. 
Bekanntermaßen ist die Weitergabe von Informationen (z. B. Ermittlungsergebnissen) 
zwischen Sicherheitsbehörden und Unternehmen aber gesetzlich normiert und für den 
Fall limitiert, dass durch sie nachteilige Auswirkungen auf Belange der öffentlichen 
Sicherheit zu erwarten wären oder Datenschutzbelange tangiert sind. Dass das Ge-
heimhaltungsgebot staatlicher Sicherheitsbehörden die interne Koordination erschwe-
ren kann, soll im Folgenden erläutert werden. Ausgangspunkt dieser Auffassung ist die 
Annahme, dass gegenseitiges Vertrauen und eine Zusammenarbeit „auf Augenhöhe“ 
nach Ansicht aller Interviewpartnerinnen und -partner Grundlagen einer erfolgreichen 
Kooperation darstellen (siehe auch Warsen et al., 2018). So müsse man sich nach Aus-
sage eines Interviewpartners kennen, „man muss wissen, wie der andere tickt“ (Fall 5, 
Interview 8). Das dadurch entstehende Vertrauen trage primär dazu bei, dass öffent-
lich-private Netzwerke auch in kritischen Situationen belastbar seien (ebd.).  

Ein hohes Maß an Vertrauen ist insbesondere notwendig, weil der Prinzipal – in 
diesem Fall der öffentliche Partner – zu keinem Zeitpunkt Gewissheit über die eigentli-
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chen Ziele und Absichten des Agenten hat. Dieses strukturelle Informationsungleich-
gewicht vertragsbasierter Auslagerungen lässt sich grundsätzlich etwa durch vertrau-
ensbildende Maßnahmen und informale Kontakte im Laufe der Zusammenarbeit redu-
zieren. In der inneren Sicherheit wird der Aufbau von Vertrauen zwischen den Akteu-
ren allerdings durch die geltenden staatlichen Geheimhaltungspflichten gehemmt. Das 
liegt insbesondere daran, dass die bestehende Unsicherheit über die tatsächlichen Ab-
sichten des Privaten (hidden intentions) in einer nochmals restriktiveren Informations-
politik resultieren kann. Anders formuliert: Die Ungewissheit über den Umgang mit 
Auskünften verringert tendenziell die Bereitschaft des staatlichen Akteurs, Informatio-
nen über institutionalisierte Kanäle zu teilen, worauf folgende Interviewpassage eines 
Polizeibeamten hinweist:  

„Weil man dann genau gucken würde, […] welche Informationen können tatsächlich wie gesteu-
ert werden, um die Gewähr dafür zu bieten, dass sie eben nicht in Kanälen verschwinden, in de-
nen wir sie nicht verschwinden lassen wollen. Und grade im privaten Sicherheitsgewerbe, grade 
in der heutigen Zeit wissen wir ja auch, dass wir in Teilen auch Menschen dort wiederfinden, die 
nicht unbedingt die Gewähr für, ich sage mal die freiheitlich demokratische Grundordnung oder 
für Gesetz und Recht bieten“ (Fall 5, Interview 8). 
 

Auf der anderen Seite kann der Private ein hohes Diskretionsniveau als Geringschät-
zung werten, wenn ihm dieses unverhältnismäßig erscheint. Nimmt der private Akteur 
wahr, dass ihm Informationen bewusst und nicht aufgrund rechtlicher Bestimmungen 
vorenthalten werden, kann dies zu Resignation und opportunistischem Verhalten füh-
ren. Insbesondere die Gesprächspartner der privaten Unternehmen verwiesen in diesem 
Zusammenhang zudem auf die Gefahr von Motivationsverlusten durch einen einseiti-
gen Informationsfluss. So habe sich eine der untersuchten Kooperationen als „Einbahn-
straße“ (Fall 5, Interview 7) erwiesen, da Informationen an den öffentlichen Partner 
weitergeleitet worden seien, dieser aber selten über deren Verwendung berichtete. Der 
Gesprächspartner hätte sich aus Gründen des Respekts in dieser Hinsicht zumindest ein 
„Dankeschön“ (ebd.) gewünscht. Durch das Ausbleiben des Feedbacks sei irgendwann 
die Motivation für den weiteren Informationsaustausch gesunken (ebd.). 

Aus den Handlungsrationalitäten der öffentlichen und der privaten Akteure kann 
ein Beziehungsgeflecht sich gegenseitig verstärkender Vorbehalte erwachsen, das den 
Aufbau von Vertrauen erschwert. Für den Vollzug von Sicherheitsaufgaben ergeben 
sich daraus möglicherweise negative Folgen, z. B. wenn Erkenntnisse über Gefähr-
dungslagen nicht geteilt werden. So betonten mehrere Interviewpartnerinnen und -part-
ner, wie bedeutsam ein hohes Vertrauensniveau für einen effektiven und effizienten In-
formationsaustausch sei. Gemeinsames Vertrauen biete die Grundlage, perspektivisch 
zusammenzuarbeiten und im Rahmen des rechtlich Zulässigen Informationen zu steu-
ern. Bezüglich allgemeiner Lageerkenntnisse gebe es hier zum Teil Graubereiche, mit 
denen unterschiedlich verfahren werde (Fall 3, Interview 3). 

Alles in allem stellt die funktionale Intransparenz aufgrund der unsicheren Aus-
gangssituation insbesondere für Vertrags-ÖPPs eine Herausforderung dar, da sie beste-
hende Informationsasymmetrien potenzieren und auf lange Sicht zu einem Anstieg von 
Agentur- und Transaktionskosten führen kann. Lassen sich die negativen Auswirkungen 
auf die Vertrauensbildung nicht durch ein effektives Netzwerkmanagement ausgleichen, 
müssen mit hohem Aufwand zusätzliche Kontroll- und Sanktionsmechanismen instituti-
onalisiert werden. Aber auch Contracting Out-Auslagerungen können durch die funktio-
nale Intransparenz behindert werden. Beauftragt eine Verwaltungseinheit beispielsweise 
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einen Ordnungsdienst mit der Absicherung einer öffentlichen Großveranstaltung, so ist 
dieser bei der Leistungserbringung ebenfalls auf eine hohe Informationsdichte angewie-
sen (z. B. Weiterleitung von Erkenntnissen über Gefährdungslagen). Im Vergleich zu 
Vertrags-ÖPPs sind aufgrund der Kurzfristigkeit der Auslagerungsform allerdings über 
mögliche Effekte auf den Aufgabenvollzug hinaus keine Folgen für die langfristige Zu-
sammenarbeit und die Vertrauensbildung zu erwarten. 

4.3 Geringe Fehlertoleranz 

Einige der ausgelagerten Sicherheitsleistungen verfügen über eine geringe Fehlertole-
ranz. Fehler-intolerante Systeme zeichnen sich grundsätzlich dadurch aus, dass Störfäl-
le unmittelbar verheerende Folgen für Mensch und Gesellschaft haben können und ein 
Versagen von der Öffentlichkeit als inakzeptabel betrachtet wird (Frederickson & 
LaPorte, 2002). Aufgaben mit dem Anspruch einer fehlerlosen Erledigung sind nicht 
nur für kritische Infrastrukturen oder das Gesundheitswesen, sondern auch für die inne-
re Sicherheit charakteristisch. So macht ein behördlicher Interviewpartner aus dem Be-
reich Luftsicherheit auf diesen Aspekt und dessen Konsequenzen für die zur Verfügung 
stehenden Sanktionsmechanismen bei Fehlverhalten seitens des privaten Akteurs als 
Agenten aufmerksam:  

„Eine Vertragsstrafe wäre, wenn ich Ihnen einen schwarzen Mercedes verspreche und ich liefere 
Ihnen einen dunkelblauen. Dann können Sie entweder mindern oder Sie können sagen, jetzt war-
te ich schon seit Wochen auf den schwarzen Mercedes, der ist immer noch nicht da. Jetzt will ich 
mal eine Vertragsstrafe machen. Ja, das können Sie machen, das ist nicht sicherheitsgefährdend. 
Aber ein Kontrollvorgang hat zu einem bestimmten Zeitpunkt stattzufinden, und zwar hundert-
prozentig nach den technischen und menschlichen Möglichkeiten. Da kann man nicht sagen, 
dann guckt er sich halt alles Mögliche an, aber nicht mehr das vierte Gepäckstück, weil das nicht 
in seine Kalkulation passt und dafür ziehen wir halt dann zehn Prozent ab“ (Fall 1, Interview 14). 
 

Aus der geringen Fehlertoleranz ergibt sich für einzelne Sicherheitsleistungen ein or-
ganisationales Problem, das wie folgt formuliert werden kann: Wie lässt sich Sicherheit 
unter der Bedingung fundamentaler Unsicherheit hinsichtlich auftretender Gefahren 
und ihrer Ausprägungen gewährleisten und wie können damit verbundene Kosten so 
gering wie möglich gehalten werden (Whitford, 2002)? Eine mögliche Antwort auf 
diese Frage liefert das Konzept der High-reliablity organisations (HROs). Nach Loren 
Gray (2003, p. 3) sind diese in Situationen agierende Organisationen, in denen das Ri-
siko für Katastrophen besonders hoch und Outcomes schwer vorhersehbar sind. Trotz 
der widrigen Umstände sind HROs in der Lage, fehlerfrei zu arbeiten und ausgezeich-
nete Leistungen zu erbringen. Ihr zentrales Merkmal ist nach Karl E. Weick und Kath-
leen M. Sutcliffe (2007) dabei eine große Achtsamkeit (mindfulness), die zuverlässiges 
Handeln gewährleisten soll. Idealtypisch lässt sich diese durch folgende Merkmale cha-
rakterisieren: Konzentration auf Fehler, Abneigung gegen vereinfachende Simplifikati-
onen, Sensibilität für betriebliche Abläufe, Streben nach Resilienz und Respekt vor 
Fachwissen (Mistele, 2005; Weick & Sutcliffe, 2003). Für vertragliche Kooperationen 
in der inneren Sicherheit sind die Anforderungen einer idealtypischen Achtsamkeit 
schwer zu erfüllen, wie im Folgenden beispielhaft verdeutlicht wird. 

Um einen nahezu störungsfreien Ablauf zu garantieren, fokussieren HROs auf Feh-
ler statt auf Erfolge (preoccupation with failure). Bereits kleinste Abweichungen wer-
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den aufgrund der Möglichkeit, dass es sich um Vorboten von Katastrophen handeln 
könnte, verzeichnet und dokumentiert. Zudem halten HROs Kapazitäten zur Annahme 
und Auswertung von Fehlermeldungen vor und ermutigen die Beschäftigten aktiv zur 
Fehlerberichterstattung (Weick & Sutcliffe, 2007; Sujan, 2017). Für an Auslagerungs-
prozessen beteiligte Dienstleister ist die Implementierung einer offenen Fehlerkultur al-
lerdings problematisch, da die Meldung jedes marginalen Störfalls in Anbetracht der 
Prinzipal-Agent-Beziehung nicht in deren Interesse sein kann. Ein Eingestehen von 
Fehlverhalten gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber birgt schließlich das Risiko 
eines Auftragsverlustes bzw. des Nichterhalts von Folgeaufträgen (Annahme der Nut-
zenmaximierung).  

HROs zeichnen sich weiterhin durch eine Abneigung gegenüber Simplifikationen 
(reluctance to simplify) aus. Im Gegensatz zu anderen, in komplexen Umwelten agie-
renden Organisationen nehmen sie keine Bewertung hinsichtlich der Wichtigkeit von 
Informationen vor und vermeiden vereinfachende Erklärungen für Fehler. Zudem wer-
den unterschiedliche Sichtweisen innerhalb der Organisation gefördert (Sujan, 2017). 
Auch diese Anforderung ist für an vertraglichen Kooperationen beteiligte Organisatio-
nen schwer zu erfüllen. Bei fehlerintoleranten Sicherheitsaufgaben müssen die Partner 
sicherstellen, dass Informationen nicht einseitig interpretiert werden. So können etwa 
in Justizvollzugsanstalten von Privaten gewonnene Erkenntnisse (z. B. über einge-
schleuste Mobilfunkgeräte) für die hoheitlich tätigen Beamtinnen und Beamten von 
Bedeutung sein. Werden diese bereits vorselektiert und als unwichtig bewertet, fehlen 
entscheidende Lageparameter. Eine vollständige Informationslage erhält der öffentli-
che Partner vor allem durch einen auf Vertrauen basierenden Austausch, der jedoch 
durch die zugrundeliegende Prinzipal-Agent-Beziehung erschwert wird (siehe Kapitel 
4.2). 

In zeitkritischen Situationen treffen in HROs oftmals nicht die an der Spitze der 
Hierarchie stehenden Verantwortlichen die Entscheidungen, sondern diejenigen mit der 
größten Expertise (deference to expertise). In einer sich schnell verändernden Umwelt 
kann dadurch kurzfristig auf neue Lagen reagiert werden. Zudem existiert idealerweise 
eine Organisationskultur, in der Meinungen von Fachexpertinnen und -experten unab-
hängig von ihrer formalen Position gewünscht und auch berücksichtigt werden. Für 
vertragliche Kooperationen in der inneren Sicherheit scheint dieses Prinzip von HROs 
allerdings kaum erfüllbar. Aufgrund der Gewährleistungsverantwortung des staatlichen 
Akteurs ist dieser im Zweifelsfall für die Überwindung von Krisen letztverantwortlich. 
Scheitert eine Abgabe von Entscheidungskompetenzen auf private Akteure nicht be-
reits an rechtlichen Hürden, stehen dieser oftmals die bürokratische Sozialisation der 
staatlich Bediensteten sowie deren Autoritätsanspruch entgegen. 

Die geringe Fehlertoleranz einzelner Sicherheitsaufgaben betrifft insbesondere 
Vertrags-ÖPPs, da fehlerintolerante Sicherheitsdienstleistungen von der öffentlichen 
Verwaltung kaum per Contracting Out ausgelagert werden. Auch wenn dieser Kon-
textfaktor hohe Anforderungen an die partnerschaftsinterne Koordination, z. B. hin-
sichtlich der Implementierung einer offenen Fehlerkultur, stellt, ist er im Vergleich mit 
den bereits dargestellten Umweltbedingungen der inneren Sicherheit von eher nachran-
giger Bedeutung. Schließlich werden in der Praxis nur wenige fehlerintolerante Sicher-
heitsdienstleistungen an Private vergeben. Nichtsdestotrotz ist der Grad der Fehlertole-
ranz der Verwaltungsleistung bei einer geplanten Auslagerung stets zu berücksichtigen. 
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4.4 Defizitäre Leistungserfassung 

Im Zeitalter der „Audit Society“ (Power, 1999), in der Leistungsmessung im öffentli-
chen Sektor auf der Tagesordnung steht, wird von öffentlich-privaten Kooperationen ei-
ne Offenlegung ihrer Leistungsbilanz verlangt (Kuhlmann, Bogumil & Wollmann, 
2004). Der Erfolg vertraglicher Auslagerungen wird dabei in der Regel durch den Ziel-
erreichungsgrad bestimmt. Das Ausmaß der Übereinstimmung von Output- oder Out-
come-Kennzahlen mit vorher festgelegten Leistungszielen unter Berücksichtigung der 
Effizienz gibt in diesem Fall Aufschluss darüber, ob diese erfolgreich war (goal-based-
evaluation) (Hodge & Greve, 2011). Lagert die öffentliche Verwaltung jedoch Dienst-
leistungen aus, entzieht sich die Qualität allerdings oftmals einer objektiven Mess- und 
Überprüfbarkeit (Rieck, 2011; Arnold, 2009). Die konstitutiven Dienstleistungscharak-
teristika7 bereiten damit auch der Output- und Outcome-Messung von Sicherheitsdienst-
leistungen Schwierigkeiten: Sicherheit kann kaum auf Vorrat produziert oder gelagert 
werden. Ihre Aufrechterhaltung hängt stark von externen Parametern (Angriffen etc.) 
ab, die in ihrer Quantität oftmals nicht bekannt sind und die in ihrer Qualität nicht beein-
flusst werden können. Allzu oft wird in diesem Zusammenhang lediglich die Anzahl an 
Sicherheitsvorfällen als Indikator für die Qualität der Dienstleistung gewählt, was je-
doch nicht immer der erbrachten Leistung gerecht wird. So lässt sich beispielsweise 
schwer feststellen, ob und in welchem Umfang Gefahren abgewehrt werden konnten.  

Wenngleich dennoch Ansätze zu beobachten sind, die Wirksamkeit von Sicher-
heitsdienstleistungen in elaborierterer Form über Kennzahlen zu messen, bewegen sich 
diese im Wesentlichen auf der Ebene von Proxy-Indikatoren. So basieren Bewertungen 
der Qualität von Sicherheitsdienstleistungen häufig auf subjektiven Eindrücken, die 
zum einen stark vereinfachte Begründungs- bzw. Kausalzusammenhänge zur Folge ha-
ben und nach Aussage mehrerer Interviewpartner als Leistungsparameter nur begrenzte 
Aussagekraft besitzen. So habe man in „grauer Vorzeit“ (Fall 1, Interview 14) bei-
spielsweise versucht, die Zufriedenheit der Luftfahrtpassagiere mit den Sicherheitskon-
trollen an Flughäfen zu messen, was sich aber als schwierig herausgestellt habe. Diese 
hänge von unterschiedlichen Faktoren wie etwa der Länge der Kontrollspur ab, die bei-
spielsweise die Leistung der privaten Luftsicherheitsassistenten im direkten Kunden-
kontakt leicht überlagern können. Zudem hätten insbesondere nicht-deutschsprachige 
Fluggäste die einzelnen Kontrollarten (Grenz-, Luftsicherheits- und Bordkartenkontrol-
len) nicht unterscheiden können, so dass die individuelle Bewertung der einzelnen 
Kontrollvorgänge daher nicht valide gewesen sei. Auch vor diesem Hintergrund wurde 
grundsätzlich in Frage gestellt, dass die Zufriedenheit der Passagiere ein valides Per-
formanzkriterium darstellt (ebd.). Die Aussagen eines Gesprächspartners einer teilpri-
vatisierten Justizvollzugsanstalt zielten in eine ähnliche Richtung. In dieser gab es 
Überlegungen, die Nutzerzufriedenheit der Gefangenen über unterschiedliche Leis-
tungsparameter, z. B. über die Bewertung der Qualität der Verpflegung zu erheben. 
Diese seien aufgrund der zu hohen Subjektivität sowie der Gefahr durch die allgemeine 
Situation der Befragten verzerrter negativer Bewertungen allerdings wieder verworfen 
worden (Fall 2, Interview 11). In der Praxis bezieht sich die Qualitätsmessung daher 
schwerpunktmäßig auf die Input-Qualität, d. h. auf die Vorab-Kontrolle des Personal-
einsatzes, der Personalqualifikation, der Sicherheitskonzepte und des Qualitätsmana-
gements des Dienstleisters. Die Mehrzahl der befragten Expertinnen und Experten gab 
in diesem Zusammenhang an, dass Zertifizierungen sowohl auf öffentlicher als auch 
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privater Seite ersatzweise als vertrauenswürdige Qualitätssignale angesehen werden. 
Diese würden insbesondere durch das Erfüllen bestimmter Regularien und Ansprüchen 
zu einem Vertrauensvorschuss führen (Fall 5, Interview 8).  

Zusammenfassend stellt die defizitäre Leistungserfassung von Sicherheitsdienst-
leistungen ein zentrales Problem vertraglicher Kooperationen in der inneren Sicherheit 
dar. Nach Auswertung der Interviews betrifft dies vor allem Vertrags-ÖPPs, wenn-
gleich Contracting Outs diesbezüglich ebenfalls vor Herausforderungen stehen. Auf-
grund der geringeren Komplexität letzterer Auslagerungsform ist allerdings davon aus-
zugehen, dass durch die genauere Bestimmung der zu erbringenden Leistung auch de-
ren Qualität exakter evaluiert werden kann. Bei Vertrags-ÖPPs bedürfen die Leistun-
gen im Laufe der Zusammenarbeit hingegen einer fortlaufenden Konkretisierung, 
wodurch auch die objektiven Performanzindikatoren stetig weiterentwickelt und ange-
passt werden müssen. Beiden Auslagerungsformen ist indes anheim, dass die Messung 
der Qualität über standardisierte Output-Indikatoren die Gefahr eines schleichenden 
Bedeutungsgewinns von Surrogat-Indikatoren birgt. Stellen diese primär auf die wirt-
schaftlichen Kosten der Zusammenarbeit ab, wird einer Ökonomisierung von Sicher-
heit Vorschub geleistet. Diese findet unter anderem Ausdruck in der hohen praktischen 
Bedeutung von Wirtschaftlichkeitsberechnungen und Machbarkeitsstudien (Sack, 
2009, S. 16). Zum anderen entgehen dem öffentlichen Akteur als Prinzipal durch die 
defizitäre Leistungserfassung Möglichkeiten, opportunistisches Verhalten des Agenten 
zu kontrollieren und gegebenenfalls zu sanktionieren. Zudem werden Mechanismen 
leistungsorientierter Anreizsteuerung limitiert, die zu einer Reduzierung von Agentur-
problemen (z. B. hidden actions) führen könnten.  

4.5 Komplexe Netzwerkstrukturen 

Die Einführung netzwerkartiger Governance-Strukturen gilt als Antwort darauf, dass 
Staat bzw. Markt als diejenigen Institutionen, von denen man traditionellerweise die 
Lösung gesellschaftlicher Großprobleme erwarten durfte, angesichts der Komplexität 
heutiger Problemlagen vielfach nicht über adäquate Antworten verfügen (Benz, 2004). 
Jeweils für sich genommen verfügen sie demnach nicht über die notwendigen Informa-
tionen, das erforderliche Wissen oder die nötige Macht, um umfassende Probleme al-
lein zu lösen. Als probate Antwort hierauf wird die Vernetzung staatlicher und nicht-
staatlicher Akteure erachtet, weil mit ihr die Kombination unterschiedlicher Ressour-
cen und Kompetenzen verbunden wird – so auch im Politikfeld der inneren Sicherheit 
(Stegmaier & Feltes, 2008):  

„Sicherheit ist heute nicht mehr allein durch die Polizei zu gewährleisten. Sicherheit ist immer 
vernetzte Sicherheit, eine Kooperation mit allen Trägern der öffentlichen Sicherheit und das sind 
eben deutlich mehr als die Polizei. Das ist der Veranstalter, das sind die Ordnungsbehörden in 
den unterschiedlichsten Bereichen. Und nur durch deren ganz enges Zusammenwirken kann heu-
te Sicherheit gewährleistet werden, weil diese mehr ist als nur Straftaten zu verfolgen, Straftaten 
zu verhindern oder Straftätern habhaft zu werden. Und von daher hat es in den letzten Jahren ei-
nen Philosophiewechsel in dieser Gesellschaft gegeben“ (Fall 5, Interview 8).  
 

Netzwerkbildungen suggerieren eine Steigerung von Effizienz und Effektivität durch 
Informationsaustausch und Arbeitsteilung. Für die einzelnen Sicherheitsakteure bedeu-
ten sie jedoch die Notwendigkeit, sich auf den Modus von Netzwerkarbeit umzustellen 
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(Stegmaier & Feltes, 2008, S. 307). Gerade weil Behörden und Sicherheitsdienstleister 
in der Regel über unterschiedliche informale Kulturen sowie Fach- bzw. Ausbildungs-
hintergründe verfügen, müssen praktikable Mechanismen der interorganisatorischen 
Handlungskoordination entwickelt werden (Sydow, 2010). Angesichts dessen stellt 
sich die Frage, ob man mit dem Paradigma der vernetzten Sicherheit nicht mitunter ei-
nem „Effektivitätsmythos“ (Stegmaier & Feltes, 2008) aufgesessen ist. So verdeutlicht 
das Beispiel der Koordination in der Luftsicherheit etwa die Schwierigkeit, mehrere 
formal selbstständige Organisationen auf ein kohärentes Handeln festzulegen. Hier 
müsse die Bundespolizei laut eines Experten eine steuernde Rolle übernehmen, d. h. sie 
müsse in einem dreistufigen System vom Flughafenbetreiber Verkehrszahlen und -
daten erheben und auf dieser Grundlage dann Kontrollstunden beim Dienstleister an-
fordern und bezahlen. Diesbezüglich gäbe es aber gerade von den Airlines häufig Kri-
tik, weil bspw. trotz eines geringen Passagieraufkommens alle Kontrollstellen besetzt 
gewesen seien oder andersherum in Stoßzeiten eben nicht genug Kontrollkräfte zur 
Verfügung standen. Die Frage in diesem Zusammenhang sei dann oftmals, welcher 
Akteur für die Fehlinterpretation der Zahlen verantwortlich ist (Fall 1, Interview 14). 
Dieses Beispiel illustriert die aus der Vielzahl an beteiligten Stakeholdern erwachsende 
Gefahr einer Koordinationsüberlastung. Die Kehrseite der zunehmenden Vernetzung 
verschiedener Sicherheitsakteure besteht daher in der Herausforderung, den damit an-
wachsenden Bedarf an effektiver wechselseitiger Abstimmung und bedarfsgerechtem 
Informationsaustausch zu gewährleisten. 

Komplexe Netzwerkstrukturen in der inneren Sicherheit können weiterhin zu einer 
Diffusion von Verantwortung führen. Gemeint ist hiermit „dass viele Akteure Zustän-
digkeit und Kompetenz für die Übernahme von Sicherheitsaufgaben reklamieren, in 
kritischen Situationen aber ihren Aufgaben nicht gerecht werden und nachträglich die 
Verantwortung von sich weisen“ (Daase & Deitelhoff, 2013, S. 34). So mehren sich die 
Stimmen, die klarere Verantwortungsstrukturen einfordern und dafür plädieren, die 
Bewertung öffentlich-privater Kooperationen nicht auf das Kriterium der Effizienz zu 
beschränken (Krumm, 2013; Freise, 2009; Daase & Junk, 2012). Vielmehr müssten 
stärker Aspekte der Legitimität und demokratischen Kontrolle berücksichtigt werden, 
um der Gefahr einer organisierten Verantwortungslosigkeit Einhalt zu gebieten. Reali-
ter führen jedoch lange und damit undurchsichtige Vertrags- bzw. Haftungsketten, die 
z. B. durch die Beauftragung von Subunternehmen entstehen können, dazu, dass die 
Attribution von (Fehl-)Leistungen schwerfällt. Eine Zurückweisung von Verantwor-
tung ist hingegen vergleichsweise leicht möglich. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
am Aufgabenvollzug eine Vielzahl von Akteuren, d. h. Prinzipalen und Agenten betei-
ligt ist („The problem of many hands“) (Thompson, 1980).  

Während die Gefahr der Verantwortungsdiffusion aufgrund der durch die Art der 
Verträge verbleibenden hohen Gestaltungsspielräume insbesondere für Vertrags-ÖPPs 
kennzeichnend ist, sind auch Contracting Out-Auslagerungen häufig in Sicherheitsnetz-
werke eingebunden. Das bedeutet, dass die privaten Sicherheitsdienstleister sich auf ope-
rativer Ebene nicht nur mit dem jeweiligen Auftraggeber koordinieren müssen, sondern 
mit weiteren beteiligten Akteuren. Bei der Beauftragung von Einlasskontrollen zum 
Schutz öffentlicher Großveranstaltungen können dies unter anderem kommunale Ord-
nungsdienste, Polizeibehörden oder andere Sicherheitsunternehmen sein. Je mehr Akteu-
re allerdings am Vollzug einer Sicherheitsaufgabe beteiligt sind, umso schwerer fällt so-
wohl die Attribution von Fehlern als auch die gezielte Steuerung durch den Prinzipal.  
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5 Fazit und Diskussion 

Vertragsbasierte Auslagerungen von Verwaltungsleistungen haben sich auch in der in-
neren Sicherheit längst als ein Modell öffentlicher Leistungserbringung etabliert, 
wenngleich diese besonders problemanfällig zu sein scheinen. Anstatt die Ursachen für 
Kooperationsprobleme einem der beteiligten Akteure zuzuschreiben, richtet der Beitrag 
den Fokus vielmehr auf die systemische Aufgabenumwelt. Um deren Relevanz für das 
Miteinander der Akteure zu illustrieren, wurde in theoretischer Hinsicht auf die Prinzi-
pal-Agent-Theorie Bezug genommen. In empirischer Hinsicht arbeitet der Beitrag un-
ter Rückgriff auf qualitative Experteninterviews verschiedene sektorspezifische Prob-
lemkonstellationen der inneren Sicherheit heraus und stellt deren Auswirkungen auf 
die Zusammenarbeit dar. Damit wird dem Faktum Rechnung getragen, dass vertragli-
che Auslagerungen grundsätzlich in einer spezifischen Aufgabenumwelt situiert sind 
(Sack, 2013; van Gestel et al., 2012). Die Analyse betont somit noch einmal die Not-
wendigkeit einer kontextspezifischen Einordung, durch die Probleme vertraglicher Ko-
operationen in der inneren Sicherheit erst vollumfänglich verstanden werden können. 
Diese agieren nicht in einem Vakuum, sondern sehen sich stets restriktiven situativen 
Bedingungen ausgesetzt, die der Aufgabenspezifik bzw. den Eigenheiten des Politik-
felds entspringen: „Context matters!“ 

Aus einer kontextspezifischen Perspektive konnten in diesem Zusammenhang fünf 
zentrale Umweltfaktoren der inneren Sicherheit identifiziert werden, welche die zugrun-
deliegende Prinzipal-Agent-Beziehung belasten bzw. die Minderung von Agenturprob-
lemen erschweren: (1) Hoher Problemdruck, (2) Funktionale Intransparenz, (3) Geringe 
Fehlertoleranz, (4) Defizitäre Leistungserfassung, (5) Komplexe Netzwerkstrukturen. 
Hierbei ist zu betonen, dass die Aufzählung keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, 
sondern diejenigen Faktoren umfasst, die sich über die empirischen Fälle hinweg als 
zentral herausgestellt haben. Im Vergleich der Kontextfaktoren deuten die empirischen 
Ergebnisse darauf hin, dass der hohe Problemdruck und die Defizite der Leistungsmes-
sung augenscheinlich den größten Einfluss auf vertragliche Auslagerungen besitzen (sie-
he Tabelle 4). Dies ist zum einen im Grundsatzcharakter der genannten Kontextfaktoren 
begründet, die nahezu sämtliche Sicherheitsleistungen betreffen. Die Bedeutung des 
Problemdrucks ergibt sich zudem aus dessen Vielschichtigkeit, die unterschiedliche Aus-
prägungen zur Folge haben kann. Eine effektive Leistungserfassung ist hingegen insbe-
sondere deshalb relevant, da diese für alle Auslagerungsprozesse die Grundlage für eine 
evidenzbasierte Bewertung der Performanz des Auftragnehmers darstellt. Dabei besitzt 
sie nicht nur eine summative Kontrollfunktion, sondern ermöglicht beispielsweise auch 
die Institutionalisierung formativ motivierender Anreizstrukturen. 

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass die heuristische Schätzung der Effekt-
stärken der einzelnen Kontextfaktoren (siehe Tabelle 4) allein auf den aus den Exper-
teninterviews gewonnenen Eindrücken beruht, unter Generalisierungsvorbehalt steht 
und damit einer weitergehenden Überprüfung bedarf. Mit dem Hinweis auf diese Limi-
tation der Studie möchten die Autoren zugleich weitere empirische und hier insbeson-
dere hypothesentestende Studien anregen. Diese könnten beispielsweise der Frage 
nachgehen, welchen Einfluss die identifizierten Einflussfaktoren auf den Erfolg ver-
traglicher Auslagerungen in verschiedenen Sicherheitsbereichen haben. Weiterer For-
schungsbedarf besteht zudem hinsichtlich eines Vergleichs mit zentralen Umweltfakto-
ren öffentlich-privater Kooperationen in anderen Politikfeldern. 
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Tabelle 4: Einfluss der Kontextfaktoren der inneren Sicherheit auf vertragliche 
Kooperationen 

 
Contracting 

Out 
Vertrags- 
ÖPP 

(1) Hoher Problemdruck ++ +++ 

(2) Funktionale Intransparenz + ++ 

(3) Geringe Fehlertoleranz 0 + 

(4) Defizitäre Leistungserfassung ++ +++ 

(5) Komplexe Netzwerkstrukturen ++ ++ 

0 = kein Einfluss, + = geringer Einfluss, ++ = mittlerer Einfluss, +++ = hoher Einfluss 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Wenngleich der Beitrag ausdrücklich nicht intendiert, die präskriptive Frage zu beant-
worten, ob und in welcher Form Auslagerungen sinnvoll sind, kann er dennoch als ana-
lytische Entscheidungshilfe für zukünftige Auslagerungsentscheidungen von Sicher-
heitsbehörden dienen.8 Schließlich wurden zentrale Herausforderungen öffentlich-
privater Sicherheitspartnerschaften identifiziert, die im Rahmen einer Risikobewertung 
von politischen bzw. administrativen Entscheiderinnen und Entscheidern Berücksichti-
gung finden sollten. Angesichts dieser Herausforderungen kommt es für real existie-
rende Kooperationen zudem ganz wesentlich darauf an, dass die beteiligten Akteure 
ein Bewusstsein für systemisch bedingte Fallstricke entwickeln. Die Autoren hoffen, 
mit dieser Studie diesbezüglich einen Beitrag geleistet zu haben.  

Anmerkungen 

1 Dieser Beitrag ist im Rahmen des Verbundprojektes „Die Ordnung des Sicherheitsmarktes“ (OSiMa) 
entstanden, das im Programm „Forschung für die zivile Sicherheit“ vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung für den Zeitraum 01.09.2016 - 31.08.2019 gefördert wird (Förderkennzeichen 
13N141018). 

2 Auch wenn an diesen Kooperationen von privater Seite beispielsweise auch Einzelpersonen oder 
Nichtregierungsorganisationen beteiligt sein können, konzentriert sich dieser Beitrag ausschließlich 
auf Sicherheitsdienstleistungsunternehmen. 

3 Als Outsourcing wird die Beschaffung von Unterstützungsleistungen durch die Verwaltung zum eige-
nen Gebrauch verstanden (z. B. Informatikleistungen, Transporte, Cafeteria, Reinigungsdienste etc.) 
(Schedler & Proeller, 2011). Kernleistungen mit Leistungs-, Regulierungs- oder Umverteilungsfunkti-
on fallen dementsprechend nicht in diese Kategorie. Beispiele für das Outsourcen von Leistungen an 
private Sicherheitsdienstleister sind die Bewachung von Regierungs-, Polizei- oder anderen Verwal-
tungsgebäuden oder der Schutz der eigenen IT. Diese gehören nicht zu den Kernprodukten der beauf-
tragenden Stelle, sondern sichern vordergründig deren eigene Handlungsfähigkeit.  

4 Im Folgenden werden die Begriffe Vertrags-ÖPP und Complex Contracting Out synonym verwendet. 
Den Verfassern ist dabei bewusst, dass im wissenschaftlichen Diskurs unterschiedliche Auffassungen 
hinsichtlich der verbindenden Merkmale vertreten werden. So betrachten einige Autorinnen und Auto-
ren eine schlecht strukturierte Ausgangssituation und die daraus resultierenden Schwierigkeiten, Kos-
ten, Leistungen und Risiken im Voraus zu bestimmen, als gemeinsames Kennzeichen beider Formen 
und setzen sie somit begrifflich gleich (siehe u. a. Budäus & Grüb, 2008; Grüb, 2007). Andere hinge-
gen erkennen lediglich die komplexe Austauschbeziehung als verbindendes Element beider Formen an 
und grenzen sie begrifflich eher voneinander ab (siehe u. a. Becker, 2003). In diesem Beitrag wird der 
ersten Definitionslinie gefolgt, auch wenn unter Vertrags-ÖPPs in der Regel langfristige finanzie-
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rungsbasierte Partnerschaften verstanden werden. Nichtsdestotrotz zeichnen auch sie sich vor allem 
durch eine hohe Komplexität des Auftragsverhältnisses aus (z. B. im Vergleich zu Outsourcing-
Auslagerungen), die für die folgende Analyse von wesentlicher Bedeutung ist.  

5 Wenngleich sich Vertrags-ÖPPs auch noch durch weitere Merkmale auszeichnen, die etwa die Rechts-
formen und Arbeitsteilungsmuster (z. B. im Rahmen von Design Build Finance Maintain Operate-
Modellen) betreffen, kann im Rahmen des Beitrags auf diese Aspekte nicht weiter eingegangen wer-
den, zumal besagte klassische Modelle unter den öffentlich-privaten Kooperationen in der inneren Si-
cherheit selten vorkommen.  

6 Agenturkosten entstehen bei der Bewältigung von Agenturproblemen und sind von beiden Partnern zu 
tragen (z. B. Vereinbarungskosten, Steuerungs- und Kontrollkosten, Garantiekosten und Residualkosten). 

7 Bei Dienstleistungen handelt es sich bekanntlich um Tätigkeiten, deren Ergebnis immateriell und er-
eignishaft ist sowie stark von externen Faktoren abhängt (Arnold, 2009, S. 438f.). 

8 In diesem Zusammenhang gilt es nochmals zu betonen, dass selbstverständlich auch die Eigenerstel-
lung von einzelnen Kontextfaktoren der inneren Sicherheit belastet ist. Wenn der vorliegende Beitrag 
allein Auslagerungen fokussiert und keinen Vergleich mit der Eigenerstellung unternimmt, dann des-
halb, weil er damit auf eine aktuelle Entwicklung der Sicherheitspolitik reagiert (siehe Kapitel 1). Es 
ist insofern nicht die Intention, den Eindruck zu erwecken, als seien die Varianten der Auslagerung 
gewissermaßen a priori stärker problembehaftet. Dies gälte es im Einzelfall empirisch zu untersuchen. 
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